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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/2026 DES RATES 

vom 21. November 2019 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 
bezüglich der über elektronische Schnittstellen unterstützten 
Lieferung von Gegenständen oder Erbringung von 
Dienstleistungen sowie bezüglich der Sonderregelungen für 
Steuerpflichtige, die Dienstleistungen an Nichtsteuerpflichtige 
erbringen sowie Fernverkäufe von Gegenständen und bestimmte 

Lieferungen von Gegenständen innerhalb der Union tätigen 

Artikel 1 

Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 wird wie folgt geän­
dert: 

1. Kapitel IV wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des Kapitels IV erhält folgende Fassung: 

„STEUERBARER UMSATZ 

(TITEL IV DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

ABSCHNITT 1 

Lieferung von Gegenständen 

(Artikel 14 bis 19 der Richtlinie 2006/112/EG)“ 

b) Die folgenden Artikel werden eingefügt: 

„Artikel 5a 

Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 4 der Richtlinie 
2006/112/EG gelten Gegenstände als durch den Lieferer oder 
für dessen Rechnung versandt oder befördert — einschließlich 
der mittelbaren Beteiligung des Lieferers an der Versendung 
oder Beförderung —, insbesondere wenn 

a) die Versendung oder Beförderung der Gegenstände vom Lie­
ferer als Unterauftrag an einen Dritten vergeben wird, der die 
Gegenstände an den Erwerber liefert; 

b) die Versendung oder Beförderung der Gegenstände durch ei­
nen Dritten erfolgt, der Lieferer jedoch entweder die gesamte 
oder die teilweise Verantwortung für die Lieferung der Gegen­
stände an den Erwerber trägt; 

c) der Lieferer dem Erwerber die Transportkosten in Rechnung 
stellt und diese einzieht und sie dann an einen Dritten wei­
terleitet, der die Versendung oder Beförderung der Waren 
übernimmt; 

d) der Lieferer in jeglicher Weise gegenüber dem Erwerber die 
Zustelldienste eines Dritten bewirbt, den Kontakt zwischen 
dem Erwerber und einem Dritten herstellt oder einem Dritten 
auf andere Weise die Informationen, die dieser für die Zustel­
lung der Gegenstände an den Erwerber benötigt, übermittelt. 

▼B
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Die Gegenstände gelten jedoch dann nicht als vom Lieferer oder 
für dessen Rechnung versandt oder befördert, wenn der Erwerber 
die Gegenstände selbst befördert oder wenn der Erwerber die 
Lieferung der Gegenstände selbst mit einem Dritten vereinbart 
und der Lieferer nicht mittelbar oder unmittelbar die Organisation 
der Versendung oder Beförderung dieser Gegenstände übernimmt 
oder dabei hilft. 

Artikel 5b 

Für die Anwendung von Artikel 14a der Richtlinie 2006/112/EG 
bezeichnet der Begriff ‚unterstützen‘ die Nutzung einer elektroni­
schen Schnittstelle, um es einem Erwerber und einem Lieferer, 
der über eine elektronische Schnittstelle Gegenstände zum Ver­
kauf anbietet, zu ermöglichen, in Kontakt zu treten, woraus eine 
Lieferung von Gegenständen über die elektronische Schnittstelle 
an diesen Erwerber resultiert. 

Ein Steuerpflichtiger unterstützt die Lieferung von Gegenständen 
jedoch dann nicht, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

a) Der Steuerpflichtige legt weder unmittelbar noch mittelbar ir­
gendeine der Bedingungen für die Lieferung der Gegenstände 
fest; 

b) der Steuerpflichtige ist weder unmittelbar noch mittelbar an 
der Autorisierung der Abrechnung mit dem Erwerber bezüg­
lich der getätigten Zahlung beteiligt; 

c) der Steuerpflichtige ist weder unmittelbar noch mittelbar an 
der Bestellung oder Lieferung der Gegenstände beteiligt. 

Artikel 14a der Richtlinie 2006/112/EG findet auch keine Anwen­
dung auf Steuerpflichtige, die lediglich eine der folgenden Leis­
tungen anbieten: 

a) die Verarbeitung von Zahlungen im Zusammenhang mit der 
Lieferung von Gegenständen; 

b) die Auflistung von Gegenständen oder die Werbung für diese; 

c) die Weiterleitung oder Vermittlung von Erwerbern an andere 
elektronische Schnittstellen, über die Gegenstände zum Ver­
kauf angeboten werden, ohne dass eine weitere Einbindung in 
die Lieferung besteht. 

Artikel 5c 

Für die Anwendung von Artikel 14a der Richtlinie 2006/112/EG 
schuldet ein Steuerpflichtiger, der behandelt wird, als ob er die 
Gegenstände selbst erhalten und selbst geliefert hätte, nicht die 
Mehrwertsteuerbeträge, die die Mehrwertsteuer übersteigen, die er 
für diese Lieferungen erklärt und entrichtet hat, wenn alle folgen­
den Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Der Steuerpflichtige ist auf die Angaben angewiesen, die von 
Lieferern, die Gegenstände über eine elektronische Schnitt­
stelle verkaufen, oder von Dritten erteilt werden, um die Mehr­
wertsteuer für diese Lieferungen korrekt erklären und entrich­
ten zu können; 

b) die in Buchstabe a genannten Angaben sind falsch; 

c) der Steuerpflichtige kann nachweisen, dass er nicht wusste und 
nach vernünftigem Ermessen nicht wissen konnte, dass diese 
Angaben nicht zutreffend waren. 

▼B
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Artikel 5d 

Sofern ihm keine gegenteiligen Angaben vorliegen, betrachtet der 
Steuerpflichtige, der gemäß Artikel 14a der Richtlinie 
2006/112/EG so behandelt wird, als ob er die Gegenstände selbst 
erhalten und selbst geliefert hätte: 

a) die Person, die die Gegenstände über eine elektronische 
Schnittstelle verkauft, als steuerpflichtig; 

b) die Person, die diese Gegenstände kauft, als nicht steuerpflichtig.“ 

c) Vor Artikel 6 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„ABSCHNITT 2 

Erbringung von Dienstleistungen 

(Artikel 24 bis 29 der Richtlinie 2006/112/EG)“. 

2. Artikel 14 wird aufgehoben. 

3. Folgendes Kapitel wird eingefügt: 

„KAPITEL Va 

STEUERTATBESTAND UND STEUERANSPRUCH 

(TITEL VI DER RICHTLINIE 2006/112/EG) 

Artikel 41a 

Für die Anwendung von Artikel 66a der Richtlinie 2006/112/EG 
bezeichnet der Zeitpunkt, zu dem die Zahlung angenommen wurde, 
den Zeitpunkt, zu dem die Zahlung bestätigt wurde oder die Zah­
lungsgenehmigungsmeldung oder eine Zahlungszusage des Erwer­
bers beim Lieferer, der die Gegenstände über eine elektronische 
Schnittstelle verkauft, oder für dessen Rechnung eingeht, und zwar 
unabhängig davon, wann die tatsächliche Zahlung erfolgt, je nach­
dem, welcher Zeitpunkt der frühere ist.“ 

4. In Kapitel X wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„ABSCHNITT 1B 

Aufzeichnungen 

(Artikel 241 bis 249 der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 54b 

(1) Für die Anwendung von Artikel 242a der Richtlinie 
2006/112/EG bezeichnet der Begriff ‚unterstützen‘ die Nutzung einer 
elektronischen Schnittstelle, um es einem Erwerber und einem Lie­
ferer, der über eine elektronische Schnittstelle Dienstleistungen oder 
Gegenstände zum Verkauf anbietet, zu ermöglichen, in Kontakt zu 
treten, woraus eine Erbringung von Dienstleistungen oder eine Lie­
ferung von Gegenständen über die elektronische Schnittstelle 
resultiert. 

Die Lieferung von Gegenständen oder die Erbringung von Dienst­
leistungen fallen jedoch dann nicht unter den Begriff ‚unterstützen‘, 
wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

▼B
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a) Der Steuerpflichtige legt weder unmittelbar noch mittelbar irgend­
eine der Bedingungen für die Lieferung der Gegenstände bzw. die 
Erbringung der Dienstleistungen fest; 

b) der Steuerpflichtige ist weder unmittelbar noch mittelbar an der 
Autorisierung der Abrechnung mit dem Erwerber bezüglich der 
getätigten Zahlung beteiligt; 

c) der Steuerpflichtige ist weder unmittelbar noch mittelbar an der 
Bestellung oder Lieferung der Gegenstände oder der Bestellung 
oder Erbringung der Dienstleistungen beteiligt. 

(2) Für die Anwendung von Artikel 242a der Richtlinie 
2006/112/EG fallen Situationen, in denen der Steuerpflichtige ledig­
lich eine der folgenden Leistungen erbringt, nicht unter den Begriff 
‚unterstützen‘: 

a) die Verarbeitung von Zahlungen im Zusammenhang mit der Lie­
ferung von Gegenständen und der Erbringung von Dienstleistun­
gen; 

b) die Auflistung der Gegenstände oder Dienstleistungen oder die 
Werbung für diese; 

c) die Weiterleitung oder Vermittlung von Erwerbern an andere 
elektronische Schnittstellen, über die Gegenstände oder Dienst­
leistungen angeboten werden, ohne dass eine weitere Einbindung 
in der Lieferung bzw. Dienstleistungserbringung besteht. 

Artikel 54c 

(1) Ein Steuerpflichtiger gemäß Artikel 242a der Richtlinie 
2006/112/EG muss die folgenden Aufzeichnungen über Leistungen 
führen, bezüglich derer er gemäß Artikel 14a der Richtlinie 
2006/112/EG behandelt wird, als ob er die Gegenstände selbst erhal­
ten und geliefert hätte, oder wenn er an der Erbringung elektronisch 
erbrachter Dienstleistungen beteiligt ist, bezüglich derer er gemäß 
Artikel 9a dieser Verordnung als im eigenen Namen handelnd ange­
sehen wird: 

a) Die Aufzeichnungen gemäß Artikel 63c dieser Verordnung, wenn 
sich der Steuerpflichtige entschieden hat, eine der Sonderregelun­
gen nach Titel XII Kapitel 6 der Richtlinie 2006/112/EG in An­
spruch zu nehmen; 

b) die Aufzeichnungen gemäß Artikel 242 der Richtlinie 
2006/112/EG, wenn sich der Steuerpflichtige nicht dafür entschie­
den hat, eine der Sonderregelungen nach Titel XII Kapitel 6 der 
Richtlinie 2006/112/EG in Anspruch zu nehmen. 

(2) Ein Steuerpflichtiger gemäß Artikel 242a der Richtlinie 
2006/112/EG muss die folgenden Angaben über Leistungen, die 
nicht unter Absatz 1 fallen, aufbewahren: 

a) Name, Postanschrift und elektronische Adresse oder Website des 
Lieferers oder Dienstleistungserbringers, dessen Lieferungen oder 
Dienstleistungen durch die Nutzung der elektronischen Schnitt­
stelle unterstützt werden, und — falls erhältlich — 

i) die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer oder nationale 
Steuernummer des Lieferers oder Dienstleistungserbringers; 

ii) die Bankverbindung oder Nummer des virtuellen Kontos des 
Lieferers oder Dienstleistungserbringers; 

▼B
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b) eine Beschreibung der Gegenstände, ihres Wertes und des Ortes, 
an dem die Versendung oder die Beförderung der Gegenstände 
endet, zusammen mit dem Zeitpunkt der Lieferung, und falls 
erhältlich die Bestellnummer oder die eindeutige Transaktions­
nummer; 

c) eine Beschreibung der Dienstleistungen, ihres Wertes und Anga­
ben, mittels derer Ort und Zeit der Erbringung der Dienstleistun­
gen bestimmt werden können, und falls erhältlich die Bestellnum­
mer oder die eindeutige Transaktionsnummer.“ 

5. Kapitel XI Abschnitt 2 erhält folgende Fassung: 

„ABSCHNITT 2 

Sonderregelungen für Steuerpflichtige, die Dienstleistungen an Nichtsteuer­
pflichtige erbringen oder Fernverkäufe von Gegenständen oder bestimmte 
Lieferungen von Gegenständen innerhalb der Union tätigen 

(Artikel 358 bis 369x der Richtlinie 2006/112/EG) 

U n t e r a b s c h n i t t 1 

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n 

Artikel 57a 

Für die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet der Begriff 

1. ‚Nicht-EU-Regelung‘ die Sonderregelung für von nicht in der 
Gemeinschaft ansässigen Steuerpflichtigen erbrachte Dienstleis­
tungen gemäß Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 2 der Richtlinie 
2006/112/EG; 

2. ‚EU-Regelung‘ die Sonderregelung für innergemeinschaftliche 
Fernverkäufe von Gegenständen, für Lieferungen von Gegenstän­
den innerhalb eines Mitgliedstaats, die über eine elektronische 
Schnittstelle zur Unterstützung dieser Lieferungen erfolgen, und 
für von in der Gemeinschaft, nicht aber im Mitgliedstaat des 
Verbrauchs ansässigen Steuerpflichtigen erbrachte Dienstleistun­
gen gemäß Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der Richtlinie 
2006/112/EG; 

3. ‚Einfuhrregelung‘ die Sonderregelung für Fernverkäufe von aus 
Drittgebieten oder Drittländern eingeführten Gegenständen gemäß 
Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 4 der Richtlinie 2006/112/EG; 

4. ‚Sonderregelung‘ je nach Zusammenhang die ‚Nicht-EU-Rege­
lung‘, die ‚EU-Regelung‘ oder die ‚Einfuhrregelung‘; 

5. ‚Steuerpflichtiger‘ einen Steuerpflichtigen im Sinne des Artikels 
359 der Richtlinie 2006/112/EG, der die Nicht-EU-Regelung in 
Anspruch nehmen darf, einen Steuerpflichtigen im Sinne des Ar­
tikels 369b der genannten Richtlinie, der die EU-Regelung in 
Anspruch nehmen darf, oder einen Steuerpflichtigen im Sinne 
des Artikels 369m der genannten Richtlinie, der die Einfuhrrege­
lung in Anspruch nehmen darf; 

6. ‚Vermittler‘ eine Person im Sinne von Artikel 369l Absatz 2 
Nummer 2 der Richtlinie 2006/112/EG. 

▼B
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U n t e r a b s c h n i t t 2 

A n w e n d u n g d e r E U - R e g e l u n g 

Artikel 57b 

(gestrichen) 

U n t e r a b s c h n i t t 3 

G e l t u n g s b e r e i c h d e r E U - R e g e l u n g 

Artikel 57c 

Die EU-Regelung gilt nicht für Dienstleistungen, die in einem Mit­
gliedstaat erbracht werden, in dem der Steuerpflichtige den Sitz sei­
ner wirtschaftlichen Tätigkeit oder eine feste Niederlassung hat. Die 
Erbringung dieser Dienstleistungen wird den zuständigen Steuerbe­
hörden dieses Mitgliedstaats in der Mehrwertsteuererklärung gemäß 
Artikel 250 der Richtlinie 2006/112/EG gemeldet. 

U n t e r a b s c h n i t t 4 

I d e n t i f i z i e r u n g 

Artikel 57d 

(1) Erklärt ein Steuerpflichtiger dem Mitgliedstaat der Identifizie­
rung, dass er beabsichtigt, die Nicht-EU-Regelung oder die 
EU-Regelung in Anspruch zu nehmen, so gilt die betreffende Son­
derregelung ab dem ersten Tag des folgenden Kalenderquartals. 
Erfolgt die erste Lieferung von Gegenständen oder Erbringung von 
Dienstleistungen, die unter die Nicht-EU-Regelung oder die 
EU-Regelung fallen, jedoch vor diesem Datum, so gilt die Sonder­
regelung ab dem Tag der ersten Lieferung oder Dienstleistungs­
erbringung, vorausgesetzt der Steuerpflichtige unterrichtet den Mit­
gliedstaat der Identifizierung spätestens am zehnten Tag des Monats, 
der auf diese erste Lieferung oder Dienstleistungserbringung folgt, 
über die Aufnahme der unter die Regelung fallenden Tätigkeiten. 
(2) Teilt ein Steuerpflichtiger oder ein für seine Rechnung han­
delnder Vermittler dem Mitgliedstaat der Identifizierung seine Ab­
sicht mit, die Einfuhrregelung in Anspruch zu nehmen, so gilt diese 
Sonderregelung ab dem Tag, an dem dem Steuerpflichtigen oder dem 
Vermittler die individuelle Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer für 
die Einfuhrregelung gemäß Artikel 369q Absätze 1 und 3 der Richt­
linie 2006/112/EG zugeteilt wurde. 

Artikel 57e 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung identifiziert einen Steuerpflich­
tigen, der die EU-Regelung in Anspruch nimmt, anhand seiner 
Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer gemäß den Artikeln 214 und 
215 der Richtlinie 2006/112/EG. 
Die einem Vermittler gemäß Artikel 369q Absatz 2 der Richtlinie 
2006/112/EG zugeteilte individuelle Identifikationsnummer ermög­
licht es ihm, als Vermittler für Rechnung von Steuerpflichtigen zu 
handeln, die die Einfuhrregelung in Anspruch nehmen. Diese Num­
mer kann vom Vermittler jedoch nicht verwendet werden, um Mehr­
wertsteuer auf steuerbare Umsätze zu erklären. 

▼B
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Artikel 57f 

(1) Erfüllt ein Steuerpflichtiger, der die EU-Regelung in Anspruch 
nimmt, nicht mehr die Voraussetzungen gemäß der Begriffsbestim­
mung in Artikel 369a Nummer 2 der Richtlinie 2006/112/EG, so ist 
der Mitgliedstaat, der ihm die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer 
zugeteilt hat, nicht mehr der Mitgliedstaat der Identifizierung. 

Erfüllt ein Steuerpflichtiger jedoch weiter die Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung, so nennt er, um diese 
Regelung weiterhin in Anspruch zu nehmen, als neuen Mitgliedstaat 
der Identifizierung den Mitgliedstaat, in dem er den Sitz seiner wirt­
schaftlichen Tätigkeit hat, oder, wenn er den Sitz seiner wirtschaft­
lichen Tätigkeit nicht in der Gemeinschaft hat, einen Mitgliedstaat, in 
dem er eine feste Niederlassung hat. Ist der Steuerpflichtige, der die 
EU-Regelung für die Lieferung von Gegenständen in Anspruch 
nimmt, nicht in der Gemeinschaft ansässig, so nennt er als neuen 
Mitgliedstaat der Identifizierung einen Mitgliedstaat, von dem aus er 
Gegenstände versendet oder befördert. 

Ändert sich der Mitgliedstaat der Identifizierung gemäß Unterabsatz 
2, so gilt diese Änderung ab dem Tag, an dem der Steuerpflichtige 
nicht mehr den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit oder keine feste 
Niederlassung mehr in dem zuvor als Mitgliedstaat der Identifizie­
rung angegebenen Mitgliedstaat hat, oder ab dem Tag, an dem der 
Steuerpflichtige die Versendung oder Beförderung von Gegenständen 
aus diesem Mitgliedstaat einstellt. 

(2) Erfüllt ein Steuerpflichtiger, der die Einfuhrregelung in An­
spruch nimmt, oder ein für seine Rechnung handelnder Vermittler 
nicht mehr die Voraussetzungen gemäß Artikel 369l Unterabsatz 2 
Nummer 3 Buchstaben b bis e der Richtlinie 2006/112/EG, so ist der 
Mitgliedstaat, in dem der Steuerpflichtige oder sein Vermittler iden­
tifiziert wurde, nicht mehr der Mitgliedstaat der Identifizierung. 

Erfüllt ein Steuerpflichtiger oder sein Vermittler jedoch weiter die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung, so 
nennt er, um diese Regelung weiterhin in Anspruch nehmen zu 
können, als neuen Mitgliedstaat der Identifizierung den Mitgliedstaat, 
in dem er den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat, oder, wenn 
er den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit nicht in der Gemein­
schaft hat, einen Mitgliedstaat, in dem er eine feste Niederlassung 
hat. 

Ändert sich gemäß Unterabsatz 2 der Mitgliedstaat der Identifizie­
rung, so gilt diese Änderung ab dem Tag, an dem der Steuerpflich­
tige oder sein Vermittler nicht mehr den Sitz seiner wirtschaftlichen 
Tätigkeit oder keine feste Niederlassung mehr in dem zuvor als Mit­
gliedstaat der Identifizierung angegebenen Mitgliedstaat hat. 

Artikel 57g 

(1) Ein Steuerpflichtiger, der die Nicht-EU-Regelung oder die 
EU-Regelung in Anspruch nimmt, kann die Inanspruchnahme dieser 
Sonderregelung beenden, und zwar unabhängig davon, ob er wei­
terhin Gegenstände liefert oder Dienstleistungen erbringt, die unter 
diese Sonderregelung fallen können. Der Steuerpflichtige unterrichtet 
den Mitgliedstaat der Identifizierung mindestens 15 Tage vor Ablauf 
des Kalenderquartals vor demjenigen, in dem er die Inanspruch­
nahme der Regelung beenden will. Eine Beendigung ist ab dem 
ersten Tag des nächsten Kalenderquartals wirksam. 

▼B
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Mehrwertsteuerpflichten im Zusammenhang mit der Lieferung von 
Gegenständen oder der Erbringung von Dienstleistungen, die nach 
dem Zeitpunkt entstehen, zu dem die Beendigung der Inanspruch­
nahme wirksam wurde, wird direkt bei den Steuerbehörden des 
betreffenden Mitgliedstaats des Verbrauchs nachgekommen. 

(2) Ein Steuerpflichtiger, der die Einfuhrregelung in Anspruch 
nimmt, kann die Inanspruchnahme dieser Regelung beenden, und 
zwar unabhängig davon, ob er weiterhin Fernverkäufe von Gegen­
ständen tätigt, die aus Drittgebieten oder Drittländern eingeführt wer­
den. Der Steuerpflichtige oder der für seine Rechnung handelnde 
Vermittler unterrichtet den Mitgliedstaat der Identifizierung mindes­
tens 15 Tage vor Ende des Monats, vor dem er die Inanspruchnahme 
der Regelung beenden will. Beendigungen sind ab dem ersten Tag 
des nächsten Monats wirksam, und der Steuerpflichtige darf die Re­
gelung für ab diesem Tag erbrachte Lieferungen nicht mehr nutzen. 

U n t e r a b s c h n i t t 5 

B e r i c h t e r s t a t t u n g s p f l i c h t e n 

Artikel 57h 

(1) Ein Steuerpflichtiger oder ein für seine Rechnung handelnder 
Vermittler unterrichtet den Mitgliedstaat der Identifizierung spätes­
tens am zehnten Tag des folgenden Monats auf elektronischem Wege 
von 

a) der Beendigung seiner unter eine Sonderregelung fallenden Tätig­
keiten; 

b) sämtlichen Änderungen seiner unter eine Sonderregelung fallen­
den Tätigkeiten, durch die er die Voraussetzungen für die In­
anspruchnahme dieser Sonderregelung nicht mehr erfüllt; 

c) sämtlichen Änderungen der zuvor dem Mitgliedstaat der Identifi­
zierung erteilten Angaben. 

(2) Ändert sich der Mitgliedstaat der Identifizierung gemäß Arti­
kel 57f, so unterrichtet der Steuerpflichtige oder der für seine Rech­
nung handelnde Vermittler die beiden betroffenen Mitgliedstaaten 
spätestens am zehnten Tag des Monats, der auf die Änderung folgt, 
über diese Änderung. Er teilt dem neuen Mitgliedstaat der Identifi­
zierung die Registrierungsdaten mit, die erforderlich sind, wenn ein 
Steuerpflichtiger eine Sonderregelung erstmals in Anspruch nimmt. 

U n t e r a b s c h n i t t 6 

A u s s c h l u s s 

Artikel 58 

(1) Findet zumindest eines der Ausschlusskriterien gemäß Arti­
kel 369e oder der Kriterien für die Streichung aus dem Identifikati­
onsregister gemäß Artikel 363 oder Artikel 369r Absätze 1 und 3 der 
Richtlinie 2006/112/EG auf einen Steuerpflichtigen Anwendung, der 
eine der Sonderregelungen in Anspruch nimmt, so schließt der Mit­
gliedstaat der Identifizierung diesen Steuerpflichtigen von der betref­
fenden Regelung aus. 

▼B
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Nur der Mitgliedstaat der Identifizierung kann einen Steuerpflichti­
gen von einer der Sonderregelungen ausschließen. 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung stützt seine Entscheidung über 
den Ausschluss oder die Streichung auf alle verfügbaren Informatio­
nen, einschließlich Informationen eines anderen Mitgliedstaats. 

(2) Der Ausschluss eines Steuerpflichtigen von der Nicht-EU-Re­
gelung oder der EU-Regelung ist ab dem ersten Tag des Kalender­
quartals wirksam, das auf den Tag folgt, an dem die Entscheidung 
über den Ausschluss dem Steuerpflichtigen elektronisch übermittelt 
worden ist. Ist der Ausschluss jedoch auf eine Änderung des Sitzes 
der wirtschaftlichen Tätigkeit oder der festen Niederlassung oder des 
Ortes zurückzuführen, von dem aus die Versendung oder Beför­
derung von Gegenständen ausgeht, so ist der Ausschluss ab dem 
Tag dieser Änderung wirksam. 

(3) Der Ausschluss eines Steuerpflichtigen von der Einfuhrrege­
lung ist ab dem ersten Tag des Monats wirksam, der auf den Tag 
folgt, an dem die Entscheidung über den Ausschluss dem Steuer­
pflichtigen elektronisch übermittelt worden ist; dies gilt nicht in den 
folgenden Fällen: 

a) Ist der Ausschluss auf eine Änderung des Sitzes der wirtschaftli­
chen Tätigkeit oder der festen Niederlassung zurückzuführen, so 
ist der Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung wirksam; 

b) wird der Ausschluss wegen eines wiederholten Verstoßes gegen 
die Vorschriften der Einfuhrregelung vorgenommen, so ist der 
Ausschluss ab dem Tag wirksam, der auf den Tag folgt, an 
dem die Entscheidung über den Ausschluss dem Steuerpflichtigen 
elektronisch übermittelt worden ist. 

(4) Mit Ausnahme der unter Absatz 3 Buchstabe b erfassten Fälle 
bleibt die individuelle Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer, die für 
die Inanspruchnahme der Einfuhrregelung zugeteilt wurde, für den 
Zeitraum gültig, der für die Einfuhr der Gegenstände notwendig ist, 
die vor dem Ausschlussdatum geliefert wurden; dieser Zeitraum darf 
jedoch zwei Monate ab diesem Datum nicht überschreiten. 

(5) Findet eines der Streichungskriterien gemäß Artikel 369r Ab­
satz 2 der Richtlinie 2006/112/EG auf einen Vermittler Anwendung, 
so streicht der Mitgliedstaat der Identifizierung diesen Vermittler aus 
dem Identifikationsregister und schließt die durch diesen Vermittler 
vertretenen Steuerpflichtigen von der Einfuhrregelung aus. 

Nur der Mitgliedstaat der Identifizierung kann einen Vermittler aus 
dem Identifikationsregister streichen. 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung stützt seine Entscheidung über 
die Streichung auf alle verfügbaren Informationen, einschließlich 
Informationen eines anderen Mitgliedstaats. 

Die Streichung eines Vermittlers aus dem Identifikationsregister ist 
ab dem ersten Tag des Monats wirksam, der auf den Tag folgt, an 
dem die Entscheidung über die Streichung dem Vermittler und den 
durch ihn vertretenen Steuerpflichtigen elektronisch übermittelt wor­
den ist; dies gilt nicht in den folgenden Fällen: 

▼B
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a) Ist die Streichung auf eine Änderung des Sitzes der wirtschaftli­
chen Tätigkeit oder der festen Niederlassung zurückzuführen, so 
ist die Streichung ab dem Tag dieser Änderung wirksam; 

b) wird die Streichung des Vermittlers wegen eines wiederholten 
Verstoßes gegen die Vorschriften der Einfuhrregelung vorgenom­
men, so ist die Streichung ab dem Tag wirksam, der auf den Tag 
folgt, an dem die Entscheidung über die Streichung dem Ver­
mittler und den durch ihn vertretenen Steuerpflichtigen elektro­
nisch übermittelt worden ist. 

Artikel 58a 

Hinsichtlich eines Steuerpflichtigen, der eine Sonderregelung in An­
spruch nimmt und der über einen Zeitraum von zwei Jahren in 
keinem Mitgliedstaat des Verbrauchs der betreffenden Regelung un­
terliegende Gegenstände geliefert oder Dienstleistungen erbracht hat, 
wird davon ausgegangen, dass er seine steuerbaren Tätigkeiten im 
Sinne des Artikels 363 Buchstabe b, des Artikels 369e Buchstabe b, 
des Artikels 369r Absatz 1 Buchstabe b bzw. des Artikels 369r 
Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG eingestellt hat. 
Diese Einstellung der Tätigkeit hindert ihn nicht daran, bei Wieder­
aufnahme seiner unter eine Sonderregelung fallenden Tätigkeiten 
eine Sonderregelung in Anspruch zu nehmen. 

Artikel 58b 

(1) Der Ausschluss eines Steuerpflichtigen von einer der Sonder­
regelungen wegen wiederholten Verstoßes gegen die einschlägigen 
Vorschriften gilt in jedem Mitgliedstaat und für alle Sonderregelun­
gen während des Zeitraums von zwei Jahren, der auf den Erklärungs­
zeitraum folgt, in dem der Steuerpflichtige ausgeschlossen wurde. 

Unterabsatz 1 gilt jedoch nicht für die Einfuhrregelung, wenn der 
Ausschluss durch einen wiederholten Verstoß gegen die Vorschriften 
durch den Vermittler bedingt war, der für Rechnung des Steuer­
pflichtigen gehandelt hat. 

Wird ein Vermittler aufgrund eines wiederholten Verstoßes gegen 
die Vorschriften der Einfuhrregelung aus dem Identifikationsregister 
gestrichen, ist es ihm untersagt, während der zwei Jahre, die auf den 
Monat folgen, in dem er aus dem Register gestrichen wurde, als 
Vermittler tätig zu werden. 

(2) Als wiederholter Verstoß gegen die Vorschriften einer der 
Sonderregelungen im Sinne des Artikels 363 Buchstabe d, des Ar­
tikels 369e Buchstabe d, des Artikels 369r Absatz 1 Buchstabe d, 
des Artikels 369r Absatz 2 Buchstabe c oder des Artikels 369r 
Absatz 3 Buchstabe d der Richtlinie 2006/112/EG durch einen Steu­
erpflichtigen oder einen Vermittler gelten mindestens die folgenden 
Fälle: 

a) Dem Steuerpflichtigen oder dem für seine Rechnung handelnden 
Vermittler wurden vom Mitgliedstaat der Identifizierung für drei 
unmittelbar vorangegangene Erklärungszeiträume Erinnerungen 
gemäß Artikel 60a erteilt, und die Mehrwertsteuererklärung 
wurde für jeden dieser Erklärungszeiträume nicht binnen zehn 
Tagen, nachdem die Erinnerung erteilt wurde, abgegeben; 

▼B
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b) dem Steuerpflichtigen oder dem für seine Rechnung handelnden 
Vermittler wurden vom Mitgliedstaat der Identifizierung für drei 
unmittelbar vorangegangene Erklärungszeiträume Erinnerungen 
gemäß Artikel 63a erteilt, und der Gesamtbetrag der erklärten 
Mehrwertsteuer wurde vom Steuerpflichtigen oder von dem für 
seine Rechnung handelnden Vermittler nicht binnen zehn Tagen, 
nachdem die Erinnerung erteilt wurde, für jeden dieser Erklä­
rungszeiträume gezahlt, außer wenn der ausstehende Betrag we­
niger als 100 EUR für jeden dieser Erklärungszeiträume beträgt; 

c) der Steuerpflichtige oder der für seine Rechnung handelnde Ver­
mittler hat nach einer Aufforderung des Mitgliedstaats der Iden­
tifizierung und einen Monat nach einer nachfolgenden Erinnerung 
des Mitgliedstaats der Identifizierung die in den Artikeln 369, 
369k und 369x der Richtlinie 2006/112/EG genannten Aufzeich­
nungen nicht elektronisch zur Verfügung gestellt. 

Artikel 58c 

Ein Steuerpflichtiger, der von der Nicht-EU-Regelung oder der 
EU-Regelung ausgeschlossen worden ist, kommt allen seinen Mehr­
wertsteuerpflichten im Zusammenhang mit der Lieferung von Gegen­
ständen und der Erbringung von Dienstleistungen, die nach dem 
Zeitpunkt entstehen, zu dem der Ausschluss wirksam wurde, direkt 
bei den Steuerbehörden des betreffenden Mitgliedstaats des Ver­
brauchs nach. 

U n t e r a b s c h n i t t 7 

M e h r w e r t s t e u e r e r k l ä r u n g 

Artikel 59 

(1) Jeder Erklärungszeitraum im Sinne der Artikel 364, 369f oder 
369s der Richtlinie 2006/112/EG ist ein eigenständiger Erklärungs­
zeitraum. 

(2) Gilt die Nicht-EU-Regelung oder die EU-Regelung gemäß 
Artikel 57d Absatz 1 Unterabsatz 2 ab dem ersten Tag der Lieferung 
bzw. Dienstleistungserbringung, so gibt der Steuerpflichtige eine ge­
sonderte Mehrwertsteuererklärung für das Kalenderquartal ab, in dem 
die erste Dienstleistungserbringung erfolgt ist. 

(3) Wurde ein Steuerpflichtiger während eines Erklärungszeit­
raums im Rahmen der Nicht-EU-Regelung und der EU-Regelung 
registriert, so richtet er im Rahmen jeder Regelung Mehrwertsteu­
ererklärungen und entsprechende Zahlungen hinsichtlich der Liefe­
rung von Gegenständen bzw. Erbringung von Dienstleistungen und 
der von dieser Regelung erfassten Zeiträume an den Mitgliedstaat 
der Identifizierung. 

(4) Ändert sich gemäß Artikel 57f der Mitgliedstaat der Identifi­
zierung nach dem ersten Tag des betreffenden Erklärungszeitraums, 
so richtet der Steuerpflichtige oder der für seine Rechnung handelnde 
Vermittler Mehrwertsteuererklärungen und entsprechende Mehrwert­
steuerzahlungen an den ehemaligen und an den neuen Mitgliedstaat 
der Identifizierung, die sich auf die Lieferung von Gegenständen 
bzw. Erbringung von Dienstleistungen während der Zeiträume bezie­
hen, in denen die Mitgliedstaaten jeweils der Mitgliedstaat der Iden­
tifizierung waren. 

▼B
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Artikel 59a 

Hat ein Steuerpflichtiger, der eine Sonderregelung in Anspruch 
nimmt, während eines Erklärungszeitraums keine Gegenstände oder 
Dienstleistungen in irgendeinem Mitgliedstaat des Verbrauchs im 
Rahmen dieser Sonderregelung geliefert bzw. erbracht und hat er 
keine Berichtigungen an früheren Erklärungen vorzunehmen, so 
reicht er oder der für seine Rechnung handelnde Vermittler eine 
Mehrwertsteuererklärung ein, aus der hervorgeht, dass in dem Zeit­
raum keine Lieferungen getätigt bzw. Dienstleistungen erbracht wur­
den (MwSt.-Nullmeldung). 

Artikel 60 

Die Beträge in den Mehrwertsteuererklärungen im Rahmen der Son­
derregelungen werden nicht auf die nächste volle Einheit auf- oder 
abgerundet. Es wird jeweils der genaue Mehrwertsteuerbetrag ange­
geben und abgeführt. 

Artikel 60a 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung erinnert Steuerpflichtige oder 
auf ihre Rechnung handelnde Vermittler, die keine Mehrwertsteu­
ererklärung gemäß den Artikeln 364, 369f oder 369s der Richtlinie 
2006/112/EG abgegeben haben, auf elektronischem Wege an ihre 
Verpflichtung zur Abgabe dieser Erklärung. Der Mitgliedstaat der 
Identifizierung erteilt die Erinnerung am zehnten Tag, der auf den 
Tag folgt, an dem die Erklärung hätte vorliegen sollen, und unter­
richtet die übrigen Mitgliedstaaten auf elektronischem Wege über die 
Erteilung einer Erinnerung. 

Für alle nachfolgenden Erinnerungen und sonstigen Schritte zur Fest­
setzung und Erhebung der Mehrwertsteuer ist der betreffende Mit­
gliedstaat des Verbrauchs zuständig. 

Der Steuerpflichtige oder der für seine Rechnung handelnde Ver­
mittler gibt die Mehrwertsteuererklärung ungeachtet jeglicher durch 
den Mitgliedstaat des Verbrauchs erteilter Erinnerungen und getrof­
fener Maßnahmen im Mitgliedstaat der Identifizierung ab. 

Artikel 61 

▼M1 
(1) Änderungen der Zahlen, die in einer Mehrwertsteuerklärung 
enthalten sind, die sich auf Zeiträume bis einschließlich zum zweiten 
Erklärungszeitraum im Jahr 2021 bezieht, werden nach der Abgabe 
dieser Mehrwertsteuerklärung ausschließlich im Wege von Änderun­
gen dieser Erklärung und nicht durch Berichtigungen in einer nach­
folgenden Erklärung vorgenommen. 

Änderungen der Zahlen, die in einer Mehrwertsteuerklärung enthal­
ten sind, die sich auf Zeiträume ab dem dritten Erklärungszeitraum 
2021 bezieht, werden nach der Abgabe dieser Mehrwertsteuerklärung 
ausschließlich durch Berichtigungen in einer nachfolgenden Erklä­
rung vorgenommen. 

▼B 
(2) Die Änderungen gemäß Absatz 1 werden dem Mitgliedstaat 
der Identifizierung innerhalb von drei Jahren ab dem Tag, an dem 
die ursprüngliche Erklärung abzugeben war, auf elektronischem 
Wege übermittelt. 

Die Vorschriften des Mitgliedstaats des Verbrauchs in Bezug auf 
Steuerfestsetzungen und Änderungen bleiben jedoch unberührt. 

▼B
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Artikel 61a 

(1) Der Steuerpflichtige oder der für seine Rechnung handelnde 
Vermittler richtet seine abschließende Mehrwertsteuererklärung so­
wie jegliche verspätete Abgabe vorangegangener Mehrwertsteuerer­
klärungen und die entsprechenden Zahlungen an den Mitgliedstaat, 
der vor der Beendigung, dem Ausschluss oder der Änderung der 
Mitgliedstaat der Identifizierung war, wenn er 

a) die Inanspruchnahme einer der Sonderregelungen beendet, 

b) von den Sonderregelungen ausgeschlossen wird oder 

c) den Mitgliedstaat der Identifizierung gemäß Artikel 57f ändert. 

Berichtigungen der abschließenden Erklärung und früherer Erklärun­
gen, die sich nach der Abgabe der abschließenden Erklärung er­
geben, wird direkt bei den Steuerbehörden des betreffenden Mit­
gliedstaats des Verbrauchs nachgekommen. 

(2) Für alle Steuerpflichtigen, für deren Rechnung er handelt, 
richtet ein Vermittler die abschließenden Mehrwertsteuererklärungen 
sowie jegliche verspätete Abgabe vorangegangener Mehrwertsteu­
ererklärungen und die entsprechenden Zahlungen an den Mitglied­
staat, der vor der Streichung oder der Änderung der Mitgliedstaat der 
Identifizierung war, wenn er 

a) aus dem Identifikationsregister gestrichen wird oder 

b) den Mitgliedstaat der Identifizierung gemäß Artikel 57f Absatz 2 
ändert. 

Berichtigungen der abschließenden Erklärung und früherer Erklärun­
gen, die sich nach der Abgabe der abschließenden Erklärung er­
geben, wird direkt bei den Steuerbehörden des betreffenden Mit­
gliedstaats des Verbrauchs nachgekommen. 

U n t e r a b s c h n i t t 7 a 

E i n f u h r r e g e l u n g — S t e u e r t a t b e s t a n d 

Artikel 61b 

Für die Anwendung von Artikel 369n der Richtlinie 2006/112/EG 
bezeichnet der Zeitpunkt, zu dem die Zahlung angenommen wurde, 
den Zeitpunkt, zu dem die Zahlung bestätigt wurde oder die Zah­
lungsgenehmigungsmeldung oder eine Zahlungszusage des Erwer­
bers beim Steuerpflichtigen, der die Einfuhrregelung in Anspruch 
nimmt, oder für dessen Rechnung eingegangen ist, und zwar un­
abhängig davon, wann die tatsächliche Zahlung erfolgt, je nachdem, 
welcher Zeitpunkt der frühere ist. 

U n t e r a b s c h n i t t 8 

W ä h r u n g 

Artikel 61c 

Bestimmt ein Mitgliedstaat der Identifizierung, dessen Währung 
nicht der Euro ist, dass Mehrwertsteuererklärungen in seiner Landes­
währung zu erstellen sind, so gilt diese Bestimmung für die Mehr­
wertsteuererklärungen von allen Steuerpflichtigen, die Sonderrege­
lungen in Anspruch nehmen. 

▼B
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U n t e r a b s c h n i t t 9 

Z a h l u n g e n 

Artikel 62 

Unbeschadet des Artikels 63a Unterabsatz 3 und des Artikels 63b 
richtet ein Steuerpflichtiger oder ein für seine Rechnung handelnder 
Vermittler alle Zahlungen an den Mitgliedstaat der Identifizierung. 

Mehrwertsteuerzahlungen des Steuerpflichtigen oder des für seine 
Rechnung handelnden Vermittlers gemäß den Artikeln 367, 369i 
oder 369v der Richtlinie 2006/112/EG beziehen sich nur auf die 
gemäß den Artikeln 364, 369f oder 369s dieser Richtlinie abge­
gebene Mehrwertsteuererklärung. Jede spätere Berichtigung der ge­
zahlten Beträge durch den Steuerpflichtigen oder den für seine Rech­
nung handelnden Vermittler wird ausschließlich unter Bezugnahme 
auf diese Erklärung vorgenommen und darf weder einer anderen 
Erklärung zugeordnet noch bei einer späteren Erklärung berichtigt 
werden. Bei jeder Zahlung ist die Referenznummer der betreffenden 
Steuererklärung anzugeben. 

Artikel 63 

Hat ein Mitgliedstaat der Identifizierung einen Betrag vereinnahmt, 
der höher ist, als es der Mehrwertsteuererklärung gemäß den Artikeln 
364, 369f oder 369s der Richtlinie 2006/112/EG entspricht, so er­
stattet er dem betreffenden Steuerpflichtigen oder dem für seine 
Rechnung handelnden Vermittler den zu viel gezahlten Betrag direkt. 

Hat ein Mitgliedstaat der Identifizierung einen Betrag aufgrund einer 
Mehrwertsteuererklärung erhalten, die sich später als unrichtig he­
rausstellt, und hat er diesen Betrag bereits an die Mitgliedstaaten des 
Verbrauchs weitergeleitet, so erstatten diese Mitgliedstaaten des Ver­
brauchs dem Steuerpflichtigen oder dem für seine Rechnung han­
delnden Vermittler direkt ihren jeweiligen Anteil an dem zu viel 
gezahlten Betrag. 

Beziehen sich die zu viel gezahlten Beträge jedoch auf Zeiträume bis 
einschließlich zum letzten Erklärungszeitraum im Jahr 2018, erstattet 
der Mitgliedstaat der Identifizierung den betreffenden Anteil des 
entsprechenden Teils des gemäß Artikel 46 Absatz 3 der Verord­
nung (EU) Nr. 904/2010 einbehaltenen Betrags, und der Mitglied­
staat des Verbrauchs erstattet den zu viel gezahlten Betrag abzüglich 
des vom Mitgliedstaat der Identifizierung erstatteten Betrags. 

Die Mitgliedstaaten des Verbrauchs unterrichten den Mitgliedstaat 
der Identifizierung auf elektronischem Wege über den Betrag dieser 
Erstattungen. 

Artikel 63a 

Gibt ein Steuerpflichtiger oder ein für seine Rechnung handelnder 
Vermittler zwar eine Mehrwertsteuererklärung gemäß den Artikeln 
364, 369f oder 369s der Richtlinie 2006/112/EG ab, aber es wird 
keine Zahlung oder eine geringere Zahlung als die sich aus der 
Erklärung ergebende Zahlung geleistet, so schickt der Mitgliedstaat 
der Identifizierung dem Steuerpflichtigen oder dem für seine Rech­
nung handelnden Vermittler am zehnten Tag nach dem Tag, an dem 
die Zahlung gemäß den Artikeln 367, 369i oder 369v der Richtlinie 
2006/112/EG spätestens zu leisten war, wegen der überfälligen 
Mehrwertsteuer eine Erinnerung auf elektronischem Wege. 

▼B



 

02019R2026 — DE — 18.08.2020 — 001.001 — 16 

Der Mitgliedstaat der Identifizierung unterrichtet die Mitgliedstaaten 
des Verbrauchs auf elektronischem Wege über die Versendung der 
Erinnerung. 

Für alle nachfolgenden Erinnerungen und sonstigen Schritte zur Er­
hebung der Mehrwertsteuer ist der betreffende Mitgliedstaat des Ver­
brauchs zuständig. Sind vom Mitgliedstaat des Verbrauchs nachfol­
gende Erinnerungen erteilt worden, erfolgt die entsprechende Mehr­
wertsteuerzahlung an diesen Mitgliedstaat. 

Der Mitgliedstaat des Verbrauchs unterrichtet den Mitgliedstaat der 
Identifizierung auf elektronischem Wege über die Erteilung der Er­
innerung. 

Artikel 63b 

Ist keine Mehrwertsteuererklärung abgegeben worden, oder ist die 
Mehrwertsteuererklärung zu spät abgegeben worden, oder ist sie 
unvollständig oder unrichtig, oder wird die Mehrwertsteuer zu spät 
gezahlt, so werden etwaige Zinsen, Geldbußen oder sonstige Abga­
ben von dem Mitgliedstaat des Verbrauchs berechnet und festgesetzt. 
Der Steuerpflichtige oder für seine Rechnung handelnde Vermittler 
zahlt diese Zinsen, Geldbußen oder sonstige Abgaben direkt an den 
Mitgliedstaat des Verbrauchs. 

U n t e r a b s c h n i t t 1 0 

A u f z e i c h n u n g e n 

Artikel 63c 

(1) Um als hinreichend ausführlich im Sinne der Artikel 369 und 
369k der Richtlinie 2006/112/EG zu gelten, enthalten die vom Steu­
erpflichtigen zu führenden Aufzeichnungen die folgenden Informa­
tionen: 

a) den Mitgliedstaat des Verbrauchs, in den die Gegenstände gelie­
fert oder in dem die Dienstleistungen erbracht werden; 

b) die Art der erbrachten Dienstleistung oder die Beschreibung und 
die Menge der gelieferten Gegenstände; 

c) das Datum der Lieferung der Gegenstände oder der Erbringung 
der Dienstleistungen; 

d) die Steuerbemessungsgrundlage unter Angabe der verwendeten 
Währung; 

e) jede anschließende Erhöhung oder Senkung der Steuerbemes­
sungsgrundlage; 

f) den anzuwendenden Mehrwertsteuersatz; 

g) den Betrag der zu zahlenden Mehrwertsteuer unter Angabe der 
verwendeten Währung; 

h) das Datum und den Betrag der erhaltenen Zahlungen; 

i) alle vor Lieferung der Gegenstände oder Erbringung der Dienst­
leistung erhaltenen Vorauszahlungen; 

j) falls eine Rechnung ausgestellt wurde, die darin enthaltenen In­
formationen; 

▼B



 

02019R2026 — DE — 18.08.2020 — 001.001 — 17 

k) in Bezug auf Dienstleistungen die Informationen, die zur Bestim­
mung des Ortes verwendet werden, an dem der Erwerber ansässig 
ist oder seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, 
und in Bezug auf Gegenstände die Informationen, die zur Be­
stimmung des Ortes verwendet werden, an dem die Versendung 
oder Beförderung der Gegenstände zum Erwerber beginnt und 
endet; 

l) jegliche Nachweise über etwaige Rücksendungen von Gegenstän­
den, einschließlich der Steuerbemessungsgrundlage und des an­
zuwendenden Mehrwertsteuersatzes. 

(2) Um als hinreichend ausführlich im Sinne des Artikels 369x 
der Richtlinie 2006/112/EG zu gelten, enthalten die vom Steuer­
pflichtigen oder für seine Rechnung handelnden Vermittler zu füh­
renden Aufzeichnungen die folgenden Informationen: 

a) den Mitgliedstaat des Verbrauchs, in den die Gegenstände gelie­
fert werden; 

b) die Beschreibung und die Menge der gelieferten Gegenstände; 

c) das Datum der Lieferung der Gegenstände; 

d) die Steuerbemessungsgrundlage unter Angabe der verwendeten 
Währung; 

e) jede anschließende Erhöhung oder Senkung der Steuerbemes­
sungsgrundlage; 

f) den anzuwendenden Mehrwertsteuersatz; 

g) den Betrag der zu zahlenden Mehrwertsteuer unter Angabe der 
verwendeten Währung; 

h) das Datum und den Betrag der erhaltenen Zahlungen; 

i) falls eine Rechnung ausgestellt wurde, die darin enthaltenen In­
formationen; 

j) die zur Bestimmung des Ortes, an dem die Versendung oder 
Beförderung der Gegenstände zum Erwerber beginnt und endet, 
verwendeten Informationen; 

k) Nachweise über etwaige Rücksendungen von Gegenständen, ein­
schließlich der Steuerbemessungsgrundlage und des anzuwen­
denden Mehrwertsteuersatzes; 

l) die Bestellnummer oder die eindeutige Transaktionsnummer; 

m) die eindeutige Sendungsnummer, falls der Steuerpflichtige un­
mittelbar an der Lieferung beteiligt ist. 

(3) Der Steuerpflichtige oder der für seine Rechnung handelnde 
Vermittler erfasst die Informationen gemäß den Absätzen 1 und 2 so, 
dass sie unverzüglich und für jeden einzelnen gelieferten Gegenstand 
oder jede einzelne erbrachte Dienstleistung auf elektronischem Wege 
zur Verfügung gestellt werden können. 

Wurde der Steuerpflichtige oder der für seine Rechnung handelnde 
Vermittler aufgefordert, die Aufzeichnungen gemäß den Artikeln 
369, 369k und 369x der Richtlinie 2006/112/EG elektronisch zu 
übermitteln, und ist er dieser Aufforderung nicht innerhalb von 20 
Tagen nach dem Datum der Aufforderung nachgekommen, so er­
innert der Mitgliedstaat der Identifizierung den Steuerpflichtigen 
oder den für seine Rechnung handelnden Vermittler an die Übermitt­
lung der genannten Aufzeichnungen. Der Mitgliedstaat der Identifi­
zierung unterrichtet die Mitgliedstaaten des Verbrauchs auf elektro­
nischem Wege über die Versendung der Erinnerung.“ 

▼B



 

02019R2026 — DE — 18.08.2020 — 001.001 — 18 

6. In Kapitel XI wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„ABSCHNITT 3 

Sonderregelungen für die Erklärung und Entrichtung der Mehrwertsteuer 
bei der Einfuhr 

(Artikel 369y bis 369zb der Richtlinie 2006/112/EG) 

Artikel 63d 

Die Anwendung der monatlichen Zahlung der Mehrwertsteuer bei 
der Einfuhr gemäß den in Titel XII Kapitel 7 der Richtlinie 
2006/112/EG vorgesehenen Sonderregelungen für die Erklärung 
und Entrichtung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr kann an die 
Bedingungen für einen Zahlungsaufschub gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (*) geknüpft sein. 

Für die Zwecke der Anwendung der Sonderregelungen können die 
Mitgliedstaaten die Bedingung, dass die Gegenstände beim Zoll im 
Namen der Person, für die die Gegenstände bestimmt sind, vorzufüh­
ren sind, als erfüllt ansehen, wenn die Person, die die Gegenstände 
beim Zoll vorführt, ihre Absicht erklärt, von den Sonderregelungen 
Gebrauch zu machen und die Mehrwertsteuer von der Person, für die 
die Gegenstände bestimmt sind, einzutreiben. 

___________ 
(*) Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zoll­
kodex der Union (ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

▼M1 
Sie findet ab dem 1. Juli 2021 Anwendung. 

Die Mitgliedstaaten erlauben jedoch, dass Steuerpflichtige und für ihre 
Rechnung handelnde Vermittler die gemäß den Artikeln 360, 369c oder 
369o der Richtlinie 2006/112/EG für eine Registrierung im Rahmen von 
Sonderregelungen erforderlichen Angaben bereits ab dem 1. April 2021 
übermitteln. 

▼B 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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